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Flüchtlingsrat MV e.V. 

Ulrike Seemann-Katz 

Postfach 110229  

19002 Schwerin                        Schwerin, den 09. August 2021 

 

  

 

per Email an: politik@fluechtlingsrat-mv.de 

 

 

         

Parteienanfrage: Positionspapier aus zur Gemeinschaftsunterbringung 

Ihre Email vom 24.06.2021 

 

 

Sehr geehrte Frau Seemann-Katz, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für Ihre Email vom 24. Juni 2021. Nachfolgend beziehen wir Stellung, zu den Punkten Ihres 

Positionspapieres. Sollten Sie über die Antworten hinaus noch weitere Fragen haben, zögern Sie nicht 

uns zu kontaktieren.  

 

 

Deutschland ist ein Einwanderungsland 

 

Wie alle klassischen Einwanderungsländer braucht es daher klare Regeln für Einwanderung nach 

eigenen Interessen, gebündelt in einem Einwanderungsgesetzbuch. Zugleich gilt es, die humanitären 

Verpflichtungen gegenüber Schutzbedürftigen zu erfüllen. Wir wollen Humanität und Ordnung 

miteinander verbinden. Wir Freie Demokraten wollen ein Einwanderungsrecht aus einem Guss in 

Form eines zusammenhängenden Einwanderungsgesetzbuches schaffen. 

 

Das Grundrecht auf Asyl ist unantastbar 

 

Für uns Freie Demokraten ist das Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolgte unantastbar. Dazu gehört 

auch die politische Verfolgung aus religiösen Gründen oder aufgrund der sexuellen Identität. Dabei 

wollen wir zwischen politisch Verfolgten, Kriegsflüchtlingen und dauerhaften Einwanderern 

unterscheiden. Für Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge wollen wir einen eigenen unbürokratischen 

Status schaffen - einen vorübergehenden humanitären Schutz, der auf die Dauer des Krieges begrenzt 

ist. Nach Identitätsfeststellung soll dieser Status unkompliziert verliehen und damit das Asylsystem 

massiv entlastet werden. Kriegsflüchtlinge sollen dabei nach Beendigung des Krieges in der Regel in 

ihr Heimatland zurückkehren. Die Kompetenzen von Bund und Ländern sollten klar getrennt werden.  
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Der Bund sollte für alle Fragen des Schutzstatus und der Beendigung des Aufenthaltes einschließlich 

der Abschiebung zuständig sein, damit sich die Länder auf die Aufgabe der Integration konzentrieren 

können. Zu einem geordneten Einwanderungsrecht gehören auch eine konsequente Durchsetzung der 

Ausreisepflicht durch Abschiebung und die Schaffung von ausreichend Abschiebehaftplätzen. Zugleich 

brauchen besonders vulnerable Gruppen, zum Beispiel Verfolgte aus religiösen Gründen oder 

aufgrund sexueller Identität, sichere Verfahren und eine sichere Unterbringung sowie im Fall 

sogenannter sicherer Herkunftsländer eine besondere Rechtsberatung, um Anträge form- und 

fristgerecht stellen zu können. 

 

Für eine gemeinsame EU-Flüchtlingspolitik 

 

Wir Freie Demokraten fordern als Kern einer Fortentwicklung der Gemeinsamen Europäischen 

Asylpolitik eine verbindliche Verteilung der Schutzsuchenden unter den EU-Staaten, es sei denn, sie 

haben erkennbar keine Bleibeperspektive. Sollte eine Einigung auf EU-Ebene nicht in absehbarer Zeit 

gelingen, sollte Deutschland mit gleichgesinnten Staaten vorangehen. Staaten, die sich an dieser 

„Koalition der Willigen“ nicht beteiligen, müssen mit angemessenen Kürzungen von Zuwendungen aus 

dem EU-Haushalt rechnen, die dann zur Finanzierung der Kosten der Aufnahme von Flüchtlingen 

verwendet werden. 

 

Wir Freie Demokraten MV werden: 

 

• uns dafür einsetzen, dass die Regeln unseres Rechtsstaats 

effektiv und konsequent für alle Menschen gleichermaßen 

umgesetzt werden. 

• im Rahmen von Bundesratsinitiativen für ein effizientes 

Einwanderungsgesetz eintreten. 

• uns für die Straffung von Asylverfahren, konsequente 

Abschiebungen und Sprach- und Integrationsangebote 

einsetzen. 

• uns für ein Fairplay bei Sozialleistungen und die 

Unterstützung bei der Suche nach Ausbildung und Arbeit 

einsetzen. 

• uns für eine verstärkte Kooperation mit den europäischen 

Partnern und europäische Lösungen für kontinentale Fragen 

einsetzen 

 

 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Doreen Siegemund 

Landesgeschäftsführerin 


